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Verordnung

vom ...

über die Lenkungsabgabe auf flüchtigen organischen

Verbindungen (VOCV)

Aufgrund von Art. 4 Abs. 3, Art. 5 Abs. 4, Art. 7 Abs. 2 und 3, Art. 9 Abs. 1 und 2 und Art. 16 des Gesetzes vom ... über die Lenkungsabgabe auf flüchtigen organischen Verbindungen (VOCG), LGBl. 2002 Nr. ..., verordnet die Regierung:

I. Abgabeobjekt

Art. 1

Abgabeobjekt


Der Abgabe unterliegen:

a. die VOC der Stoff-Positivliste (Anhang 1);

b. die VOC nach Bst. a in eingeführten Gemischen und Gegenständen der Produkte-Positivliste (Anhang 2).

Art. 2

Abgabesatz


Der Abgabesatz beträgt 3 Franken je Kilogramm VOC. (Er wird stufenweise wie folgt eingeführt:

a. bis zum 31. Dezember 2002    2 Franken

b. ab 1. Januar 2003                    3 Franken(
II. Abgabebefreiung und VOC-Bilanz

Art. 3

Abgabebefreiung bei geringen Mengen


1) VOC in folgenden Gemischen und Gegenständen sind von der Abgabe befreit:

a. Gemische und Gegenstände, in denen der VOC-Anteil höchstens 3 Prozent (% Masse) beträgt;

b. Im Inland hergestellte Gemische und Gegenstände, die nicht auf der Produkte-Positivliste aufgeführt sind.


2) Werden Gemische und Gegenstände nach Abs. 1 Bst. a eingeführt, so wird die Abgabe nicht erhoben.


3) Werden Gemische und Gegenstände nach Abs. 1 Bst. a und b im Inland hergestellt, so werden die darin enthaltenen VOC auf Antrag der Hersteller und Herstellerinnen von der Abgabe befreit.

Art. 4

Abgabebefreiung bei Massnahmen zur

 Verminderung der Emissionen

1) VOC, die in stationären Anlagen nach Artikel 2 Absatz 1 und Anhang 1 Ziffer 32 der schweizerischen Luftreinhalte-Verordnung vom 16. Dezember 1985 (LRV) verwendet werden, sind von der Abgabe befreit:

a. bis zum 31. Dezember 2003, wenn die Menge der jährlichen VOC-Emissionen dieser Anlagen durch Massnahmen um mindestens 30 Prozent unter die Menge VOC gesenkt wurde, die bei Einhaltung der vorsorglichen Emissionsbegrenzung nach den Artikeln 3 und 4 LRV und bei gleicher Produktion jährlich maximal emittiert werden dürfte;

b. bis zum 31. Dezember 2008, wenn die Menge der jährlichen VOC-Emissionen dieser Anlagen durch Massnahmen um mindestens 50 Prozent unter die Menge VOC gesenkt wurde, die bei Einhaltung der vorsorglichen Emissionsbegrenzung nach den Artikeln 3 und 4 LRV und bei gleicher Produktion jährlich maximal emittiert werden dürfte.

2) VOC werden nur von der Abgabe befreit, wenn die Emissionen nach den Anforderungen von Artikel 6 LRV erfasst und abgeleitet werden.

Art. 5

VOC-Bilanz


1) Wer eine Abgabebefreiung im Sinne von Art. 5 Abs. 1 Bst. c oder Abs. 2 des Gesetzes oder eine Bewilligung zum Bezug von vorläufig abgabebefreiten VOC gemäss Art. 15 beansprucht, muss eine VOC-Buchhaltung führen und eine VOC-Bilanz erstellen.


2) Die VOC-Bilanz enthält:

a. Eingänge, Lagerbestand, Ausgänge;

b. in Gemischen oder Gegenständen verarbeitete Mengen;

c. wiedergewonnene Mengen;

d. im eigenen oder externen Betrieb eliminierte Mengen oder umgewandelte Mengen;

e. Restmengen.


3) Die Oberzolldirektion kann weitere Angaben verlangen.


4) Die VOC-Bilanz ist auf einem amtlichen Formular zu erstellen. Die Oberzolldirektion kann andere Formen zulassen.


5) Ist der Aufwand für die Erstellung der VOC-Bilanzen unverhältnismässig hoch, so kann die Oberzolldirektion Ausnahmen von den Absätzen 1 und 2 gewähren.

III. Abgabeerhebung im Inland

Art. 6

Anmeldung


Personen, die VOC herstellen, müssen sich bei der Oberzolldirektion mit Kopie an das Amt für Umweltschutz melden. Diese führt ein Register.

Art. 7

Entstehung der Abgabeforderung


Die Abgabeforderung entsteht:

a. für VOC, die im Inland hergestellt werden, im Zeitpunkt, in dem sie den Herstellungsbetrieb verlassen oder im Herstellungsbetrieb verwendet werden;

b. für VOC, für welche die Abgabe nach Art. 16 Abs. 2 nachbezahlt werden muss, im Zeitpunkt, in dem die begünstigte Person die VOC selbst verwendet oder Dritten abgibt.

Art. 8

Abgabedeklaration


1) Hersteller und Herstellerinnen, die VOC in Verkehr bringen oder selbst verwenden, sowie Personen, die Grosshandel mit VOC betreiben und eine Bewilligung zum Bezug von vorläufig abgabebefreiten VOC haben (Art. 15 Abs. 2), müssen der Oberzolldirektion eine Abgabedeklaration bis zum 15. Tag des Monats einreichen, der auf die Entstehung der Abgabeforderung folgt.


2) Personen, die nach Art. 16 Abs. 2 verpflichtet sind, die Abgabe nachzubezahlen, müssen dem Amt für Umweltschutz eine Abgabedeklaration innerhalb von sechs Monaten nach Abschluss des Geschäftsjahres einreichen.


3) Die Deklaration enthält Angaben über Art und Menge der in Verkehr gebrachten oder verwendeten VOC. Sie erfolgt auf einem amtlichen Formular. Die Oberzolldirektion kann andere Formen zulassen.


4) Die Deklaration dient als Grundlage für die Festsetzung der Abgabe. Eine amtliche Prüfung bleibt vorbehalten.


5) Wer die Abgabedeklaration nicht vollständig oder fristgerecht einreicht, muss auf der geschuldeten Abgabe einen Verzugszins bezahlen.

Art. 9

Abgabeberechnung


Massgebend für die Berechnung der Abgabe ist die Menge der VOC im Zeitpunkt der Entstehung der Abgabeforderung.

Art. 10

Abgabeveranlagung und Zahlungsfrist


1) Die Oberzolldirektion setzt den Abgabebetrag mit Verfügung fest.


2) Die Zahlungsfrist beträgt 30 Tage.


3) Bei verspäteter Zahlung ist ein Verzugszins geschuldet.

Art. 11

Nachforderung der Abgabe


Hat die Oberzolldirektion eine geschuldete Abgabe irrtümlich nicht oder zu niedrig oder einen rückerstatteten Abgabebetrag zu hoch festgesetzt, so fordert sie den Betrag innerhalb eines Jahres nach Eröffnung der Verfügung nach.

Art. 12

Verjährung der Abgabeforderung


1) Die Abgabeforderung verjährt zehn Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem sie entstanden ist.


2) Die Verjährung wird unterbrochen:

a. wenn die abgabepflichtige Person die Abgabeforderung anerkennt;

b. durch jede Amtshandlung, mit der die Abgabeforderung bei der abgabepflichtigen Person geltend gemacht wird.


3) Mit jeder Unterbrechung beginnt die Verjährungsfrist neu zu laufen.


4) Die Abgabeforderung verjährt in jedem Fall 15 Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem sie entstanden ist.

IV. Abgaberückerstattung

Art. 13

Voraussetzungen der Rückerstattung


1) Abgaben werden nur zurückerstattet, wenn die Berechtigten nachweisen, dass sie VOC so verwendet haben, dass diese von der Abgabe befreit sind.


2) Die Berechtigten müssen alle für die Begründung der Rückerstattung wesentlichen Unterlagen während fünf Jahren seit Einreichung des Rückerstattungsantrages aufbewahren.


3) Beträgt der Rückerstattungsanspruch weniger als 3000 Franken, so wird er nicht ausbezahlt. Ausgenommen sind Rückerstattungsbeiträge von mindestens 300 Franken für die Ausfuhr von VOC.


4) Die Rückerstattungsbeträge werden nach demjenigen Abgabesatz berechnet, mit dem die VOC belastet worden sind. Die Berechtigten müssen diesen Abgabesatz nachweisen.


5) Rückerstattungsanträge können, soweit sie nicht die Ausfuhr betreffen, nur nach Abschluss des Geschäftsjahres gestellt werden.

Art. 14

Verwirkung von Rückerstattungsanprüchen

1) Rückerstattungsansprüche, soweit sie nicht die Ausfuhr betreffen, verwirken, wenn die entsprechenden Anträge nicht innerhalb von sechs Monaten nach Abschluss des Geschäftsjahres gestellt werden.

2) Rückerstattungsansprüche erlöschen in jedem Fall zwei Jahre nach Eintritt des Rückerstattungsgrundes.

Art. 15

Antrag auf Rückerstattung

1) Für Rückerstattung der Abgabe ist ein Antrag auf amtlichem Formular zu stellen und einzureichen:

a. beim Amt für Umweltschutz;

b. bei der Oberzolldirektion für ausgeführte VOC.

2) Der Antrag für ausgeführte VOC muss enthalten:

a. die auf den Ausfuhrdokumenten deklarierte Menge VOC, die während höchstens zwölf Monaten ausgeführt worden ist;

b. Fabrikationsrapporte, Muster in Originalverpackungen oder andere Unterlagen, die für die Feststellung der ausgeführten Menge VOC nötig sind;

c. weitere für die Berechnung der Rückerstattung erforderliche Angaben, welche die Oberzolldirektion verlangt.

V. Bezug von vorläufig abgabebefreiten VOC

(Verpflichtungsverfahren)

Art. 16

Bewilligung


1) Die Oberzolldirektion kann Personen eine Bewilligung zum Bezug von vorläufig abgabebefreiten VOC erteilen, wenn sie sich verpflichten, insgesamt jährlich mindestens 50 t/200 t* VOC

a. so zu verwenden oder so zu behandeln, dass sie nicht in die Umwelt gelangen können; oder

b. zu exportieren.

2) Sie kann diese Bewilligung auch Personen erteilen, die hauptsächlich nur:

a. Styrol verwenden, wenn sie nachweisen, dass sie jährlich mindestens 1 Tonne dieses Stoffes verwenden; oder

b. einen anderen Stoff nach Anhang 1 dieser Verordnung verwenden, wenn sie nachweisen, dass sie jährlich mindestens 1 Tonne dieses Stoffes verwenden und dass durch verfahrensbedingte chemische Umwandlung bei Verwendung dieses Stoffes im Durchschnitt höchstens 2 Prozent in die Umwelt gelangen können.

3) Die Bewilligung kann auch Personen erteilt werden, die Grosshandel mit VOC betreiben und einen durchschnittlichen Lagerbestand von mindestens 50 t / 200 t* VOC nachweisen.

*

4) Die Verpflichtung oder der Nachweis ist bei der Oberzolldirektion zu hinterlegen. 

Art. 17

Abrechnung


1) Wer eine Bewilligung nach Art. 16 hat, muss die VOC-Bilanz spätestens sechs Monate nach Abschluss des Geschäftsjahres dem Amt für Umweltschutz einreichen.


2) Für VOC, die so verwendet werden, dass sie nicht von der Abgabe befreit sind, muss die Abgabe nachbezahlt werden.


3) Wer die VOC-Bilanz nicht vollständig oder fristgerecht einreicht, muss für alle vorläufig von der Abgabe befreiten VOC die Abgabe samt Verzugszins nachzahlen.


4) Die Unterlagen des Verfahrens zum Bezug von vorläufig abgabebefreiten VOC sind während fünf Jahren seit Einreichung der VOC-Bilanz aufzubewahren.
VI. Schlussbestimmungen

Art. 18

Inkrafttreten


Diese Verordnung tritt gleichzeitig mit dem Gesetz in Kraft.

* Anm. der Redaktion: gegenwärtig liegt der "Schwellenwert" bei 200 t. Nach den uns vorliegenden Informationen ist in absehbarer Zeit mit einer Absenkung auf 50 t zu rechnen.
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